
Jo van Nelsen – Schlager & 
Kabarett der 20er-Jahre  

mit seinem Programm „Solang nicht die Hose am Kronleuch-
ter hängt...!“ 
Mittwoch, 15 Mai 2019 um 20 Uhr im Münzhof Langenargen 
Preis: Vorverkauf: 15 Euro/Abendkasse 17 Euro 
Karten sind erhältlich in der Tourist-Information Langenargen 
(Tel. 0 75 43/93 30 92) der im Internet unter 
www.langenargen.de 
und an allen Reservix-Vorverkaufsstellen unter 
www.reservix.de. 
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Amtlicher Teil
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Amtliche 
Bekanntmachungen

Bekanntmachung zur öffentlichen Auslegung zur 
16. Änderung des Flächennutzungsplanes im Be-
reich der ehemaligen Bundeswehrkaserne Eris-
kirch 
Die Verbandsversammlung des Gemeindeverwaltungsverban-
des (GVV) Eriskirch–Kressbronn a. B. –Langenargen hat in ihrer 
öffentlichen Sitzung am 26.03.2019 den Entwurf zur 16. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes im Bereich der ehemaligen 
Bundeswehrkaserne Eriskirch mit Begründung in der Fassung 
vom 26.02.2019 gebilligt und für die öffentliche Auslegung gem. 
§ 3 Abs. 2 BauGB bestimmt. Das Plangebiet liegt am südlichen 
Rand des Gemeindegebietes Eriskirch und südlich des Ortsteils 
„Moos“. Der räumliche Geltungsbereich ist im abgebildeten La-
geplan dargestellt. 
Der Entwurf mit Begründung in der Fassung vom 26.02.2019 und 
die nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen, bereits vorlie-
genden umweltbezogenen Stellungnahmen liegen in der Zeit vom 

20.05.2019 bis 11.06.2019 

im Rathaus der Gemeinde Langenargen (Obere Seestraße 1, 
88085 Langenargen), Zimmer 28 während der allgemeinen Öff-
nungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus (Hinweis: Die 
allgemeinen Öffnungszeiten sind in der Regel von Montag bis 
Freitag von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr sowie Mittwochmittag von 
14.00 Uhr bis 17.00 Uhr und Donnerstagmittag von 14.00 Uhr 
bis 18.00 Uhr. Beachten Sie bitte, dass das Rathaus während 
gesetzlicher Feiertage geschlossen ist.) 
Ergänzend zur öffentlichen Auslegung kann der Entwurf mit Be-
gründung in der Fassung vom 26.02.2019 und den nach Ein-
schätzung der Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen unter folgender Adresse im 
Internet eingesehen werden: 
https://www.langenargen.de/Home/Gemeinde+Langenargen/
Aktuelles.html 
Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung wird eine Umwelt-
prüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt. Im Rahmen der 
Begründung zum Entwurf wird ein Umweltbericht gem. § 2a Nr. 
2 BauGB dargelegt. 
Eine Umweltverträglichkeits-Prüfung im Sinne des Gesetzes zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist nicht erforderlich. 
Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar 
und werden mit ausgelegt: 
- Umweltbericht in der Fassung vom 26.02.2019 (Ausführungen 
zu den Themen: Kurzdarstellung des Inhaltes und der wichtigsten 
Ziele der 16. Änderung des Flächennutzungsplanes, Beschrei-
bung der Ziele des Umweltschutzes aus anderen Planungen, die 
sich auf den Planbereich beziehen (Regionalplan; Flächennut-
zungsplan und Landschaftsplan; Natura 2000-Gebiete; weitere 
Schutzgebiete/Biotope); Beschreibung und Bewertung der Um-
weltauswirkungen auf der Grundlage der Umweltprüfung; darin 
die Bestandsaufnahme sowie Prognose über die Entwicklung des 
Umweltzustandes bei Nicht-Durchführung bzw. Durchführung der 
Planung und deren Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter Ar-
ten und Lebensräume; Biologische Vielfalt; Boden, Geologie und 
Fläche; Wasser; Klima/Luft, Erhaltung der bestmöglichen Luft-
qualität; Landschaftsbild; Mensch und Kulturgüter sowie eine Be-
schreibung der Wechselwirkungen zwischen den zuvor genannten 
Schutzgütern. Bewertung bei Durchführung der Planung von Was-
serwirtschaft; Emissionen von Schadstoffen und Lärm; eingesetz-
te Techniken und Stoffe; menschliche Gesundheit, das kulturelle 
Erbe oder die Umwelt; Erneuerbare Energien. Beschreibung der 
Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
der Auswirkungen/Abarbeitung der Eingriffsregelung, Konzept zur 
Grünordnung. Beschreibung anderweitiger Planungsmöglichkei-
ten. Beschreibung der verwendeten technischen Verfahren bei 

der Umweltprüfung. Beschreibung der Schwierigkeiten bei der 
Zusammenstellung der Angaben. Beschreibung der geplanten 
Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen auf 
die Umwelt bei Durchführung der Planung. Zusammenfassung). 
-  Ergebnisvermerk der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 

vom 10.11.2015 gem. § 3 Abs. 1 BauGB (mit umweltbezoge-
nen Stellungnahmen von Bürger 1 zu Einschränkungen für die 
Landwirtschaft; von Bürger 2 zur Betroffenheit des Landschafts-
schutzgebiet; von Bürger 3 zur Abgrenzung des Landschafts-
schutzgebietes). 

-  Ergebnisvermerk der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
vom 10.11.2015 gem. § 4 Abs. 1 BauGB (mit umweltbezogenen 
Stellungnahmen der Raumordnungsbehörde des Regierungs-
präsidiums Tübingen (zu übergeordneten Planungen (LEP und 
Bodenseeuferplan)), der regionalen Denkmalpflege des Regie-
rungspräsidiums Tübingen zur archäologischen Denkmalpfle-
ge), der Abt. Naturschutz des Regierungspräsidiums Tübingen 
(zur Erforderlichkeit einer Natura2000-Vorprüfung und zu er-
höhten Zugvogelaufkommen), des Regoinalverbandes Boden-
see-Oberschwaben (zum Naturschutzgebiet Eriskircher Ried 
und zu Zielen der Landessowie der Regionalplanung (LEP und 
Bodenseeuferplan)), des Landratsamtes Bondeseekreis, Abt. 
Landwirtschaftsamt (zu möglichen erheblichen Belästigungen 
durch Pflanzenschutzmittel und zum Mindestabstand zur Inten-
sivobstplantage), des Landratsamtes Bodenseekreis, Untere 
Naturschutzbehörde (zum Ausbau der Zuwegung, zu den Wie-
senflächen als Nahrungshabitat, zur mittelbaren Beeinträchti-
gungen der Natura-2000-Flächen, zur Abstimmung bezüglich 
des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags, zum Erhalt des Alt-
baumbestandes) und des Landratsamtes Bodenseekreis, Abt. 
Immissionsschutz (zum Schutz vor Gewerbe und Verkehrslärm 
und zur Notwendigkeit von Vorkehrungen zur Lärmminderung). 

-  Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen, schriftlichen Be-
hördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB (mit umweltbezoge-
nen Stellungnahmen des Landratsamtes Bodenseekreis, Abt. 
Umweltschutz (zum Schutz vor Gewerbe- und Verkehrslärm), der 
Gemeinde Eriskirch (zur Trinkwasserversorgung für das Plange-
biet), des Landratsamtes Bodenseekreis, Untere Naturschutz-
behörde (zum Ausbau der Zuwegung, zu den Wiesenflächen als 
Nahrungshabitat, zur mittelbaren Beeinträchtigungen der Natu-
ra-2000-Flächen, zur Abstimmung bezüglich des artenschutz-
rechtlichen Fachbeitrags, zum Erhalt des Altbaumbestandes), 
der Raumordnungsbehörde des Regierungspräsidiums Tübin-
gen (zu übergeordneten Planungen (LEP und Bodenseeufer-
plan)), der Abt. Naturschutz des Regierungspräsidiums Tübin-
gen (zur Erforderlichkeit einer Natura-2000-Vorprüfung und zu 
erhöhten Zugvogelaufkommen), des Regoinalverbandes Boden-
see-Oberschwaben (zum Naturschutzgebiet Eriskircher Ried 
und zu Zielen der Landes- sowie der Regionalplanung (LEP und 
Bodenseeuferplan)), des Landratsamtes Bondeseekreis, Abt. 
Landwirtschaftsamt (zu möglichen erheblichen Belästigungen 
durch Pflanzenschutzmittel und zum Mindestabstand zur Inten-
sivobstplantage) und des Landesamtes für Denkmalpflege im 
Regierungspräsidium Stuttgart (zu Bauund Kunstdenkmalpflege 
und zur archäologischen Denkmalpflege). 

-  Stellungnahmen im Rahmen der förmlichen Behördenbeteiligung 
nach § 4 Abs. 2 BauGB (mit umweltbezogenen Stellungnahmen 
des Regoinalverbandes Bodensee-Oberschwaben (zu Zielen 
der Landes- sowie der Regionalplanung (LEP und Bodenseeu-
ferplan)), des Landesamtes für Denkmalpflege im Regierungs-
präsidium Stuttgart (zu Bau- und Kunstdenkmalpflege und zur 
archäologischen Denkmalpflege), des Regierungspräsidiums 
Tübingen (zu übergeordneten Planungen (LEP und Bodenseeu-
ferplan), zu Belangen des Landesbetriebs „Gewässer“ und zu 
Belangen des Natur- schutzes, des Landratsamtes Bodensee-
kreis, Untere Naturschutzbehörde (zum Ausbau der Zuwegung, 
zu den Wiesenflächen als Nahrungshabitat, zur mittelbaren Be-
einträchtigungen der Natura-2000-Flächen, zur Abstimmung 
bezüglich des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags, zum Erhalt 
des Altbaumbestandes und zum etwaigen Erfordernis einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung), des Landratsamtes Bondeseekreis, 
Abt. Landwirtschaftsamt (zu möglichen erheblichen Belästigun-
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gen durch Pflanzenschutzmittel und zum Mindestabstand zur 
Intensivobstplantage) und des NABU Langenargen (zu raum-
planerischen Zielen und Grundsätzen, zu Flächenverbrauch, zu 
erhöhtem Verkehrsaufkommen, zu Habitatverlusten und Beein-
trächtigung von Schutzgebieten, zum Natur- und Artenschutz, 
zum Verfahren und zur Öffentlichkeitsbeteiligung). 

-  Stellungnahmen im Rahmen der förmlichen Auslegung nach § 
3 Abs. 2 BauGB (mit umweltbezogenen Stellungnahmen von 
Bürger 1 (zur Zunahme von Lärmemissionen), von Bürger 2 
(zum Verkehrsaufkommen und zur Erschließung) und von Bür-
ger 3 (zu erheblichen Beeinträchtigungen durch zunehmende 
Lärmemissionen)). 

-  FFH-Vorprüfung des Büro Sieber vom 19.05.2017 (Ausführungen 
zu den Themen: Aufgabenstellung und Untersuchungsumfang; 
Verwendete Unterlagen und Informationen; Beschreibung des 
FFH- und Vogelschutzgebietes; Übersichtslageplan (maßstabs-
los); Beschreibung der betroffenen Teilfläche; Übersichtsluft-
bild (maßstabslos); Beschreibung der möglichen Betroffenheit 
von Lebensraumtypen und Arten; Beurteilung der Erheblichkeit 
durch Vermehrtes Besucher-Aufkommen und Lichtemissionen 
und andere visuelle Beeinträchtigungen; Beschreibung von Ver-
meidungs- und Minimierungsmaßnahmen; Beschreibung von 
Summationswirkungen; Fazit). 

-  Biologisches Kurzgutachten zum Artenschutz des Büro Sieber 
vom 05.11.2015 (Ausführungen zu den Themen: zum Allgemei-
nen Beschreibung des Vorhabens; zum Vorhabensgebiet und 
den örtlichen Gegebenheiten; zu Bestandsinformationen; zum 
Untersuchungsumfang; zum Vorkommen geschützter Tierarten 
innerhalb des Plangebietes und notwendigen artenschutzrecht-
lichen Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen; Fazit). 

Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich 
oder mündlich abgegeben werden. Stellungnahmen, die nicht 
rechtzeitig abgegeben worden sind, können gem. § 3 Abs. 2 
BauGB bzw. § 4a Abs. 6 BauGB bei der Beschlussfassung über 
den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. 
Eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 des Um-
welt-Rechtsbehelfsgesetztes ist in einem Rechtsbehelfsverfahren 
nach § 7 Abs. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen 
Einwendungen ausgeschlossen, die sie im Rahmen der Ausle-
gungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber 
hätte geltend machen können. 
Parallel mit der Auslegung findet die Einholung der Stellungnah-
men der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB auf Grund von § 4a Abs. 2 BauGB statt. 
Da es sich um eine erneute Auslegung des Entwurfes handelt 
wird gem. § 4a Abs. 3 BauGB bestimmt, dass Stellungnahmen 
der Öffentlichkeit nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen 
des Planes abgegeben werden können. Diese sind im Einzelnen: 
-  Änderungen und Ergänzungen bei der Begründung und im 

Umweltbericht 
-  redaktionelle Änderungen und Ergänzungen 

Kressbronn, den 15.04.2019 
gez. 

GEMEINDE LANGENARGEN 
Obere Seestraße 1 
D-88085 Langenargen 
Telefon +49 (0)7543 / 9330 – 0 
Telefax +49 (0)7543 / 9330 – 46 
 
www.langenargen.de 
 
MEIKE HELE 
hele@langenargen.de 
Telefon +49 (0)7543 / 9330 – 13 
Telefax +49 (0)7543 / 9330 – 5513 
 
BÜRGERMEISTERAMT 
ÖFFNUNGSZEITEN 
MO – FR 8:00 – 12:00 Uhr  
MI  14:00 – 17:00 Uhr 
DO  14:00 – 18:00 Uhr 
Bürgerservice zusätzlich 
täglich bis  12:30 Uhr 
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Montfort Bote v. 19.04.2019 – amtlicher Teil, Gemeindenachrichten  
 
Per Mail: presse@langenargen.de   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Schneider, 
 
wir bitten um Veröffentlichung der Anzeige.  
 

 
Zur Eröffnung der Ausstellung  

 

"MEER und MEHR“ 
Malerei von Andrea Franziska Schott 

 
am Donnerstag, 25. April 2019,  

18.00 Uhr, im Rathaus,  
Eingangshalle, Obere Seestraße 1,  

 
laden wir Sie und  

Ihre interessierten Freunde sehr herzlich ein.  
 
 
 
 
 

Achim Krafft Andrea Franziska Schott  
 Bürgermeister  
 
 

Ausstellungsdauer: 25. April – 29. Mai 2019  
Öffnungszeiten: Montag - Freitag 8:00 – 12:30 Uhr, Mittwoch 14:00 – 17:00 Uhr, 

Donnerstag 14:00 – 18:00 Uhr  

Achim Krafft 
Verbandsvorsitzender 
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Bekanntmachung zur erneuten öffentlichen Aus-
legung zur 2. Fortschreibung des Flächennut-
zungsplanes mit integriertem Landschaftsplan des 
Gemeindeverwaltungsverbandes Eriskirch-Kress-
bronn a. B.-Langenargen 
die Versammlung des Gemeindeverwaltungsverbandes (GVV) Er-
iskirch-Kressbronn a.B.-Langenargen hat in ihrer öffentlichen Sit-
zung am 26.03.2019 den Entwurf den Entwurf zur 2. Fortschreibung 
des Flächennutzungsplanes mit integriertem Landschaftsplan mit 
Begründung in der Fassung vom 05.11.2018 unter Einarbeitung 
von konkreten Änderungen gebilligt und für die erneute öffentli-
che Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt. Das Datum der 
Entwurfsfassung wird beibehalten. Der räumliche Geltungsbereich 
erstreckt sich über das gesamte Gebiet des Gemeindeverwaltungs-
verbandes Eriskirch-Kressbronn a. B.- Langenargen und umfasst 
dabei jeweils die gesamten Gebiete der einzelnen Gemeinden. 
Der Entwurf mit Begründung in der Fassung vom 05.11.2018 liegt 
in der Zeit vom 

20.05.2019 bis 24.06.2019 

im Rathaus der Gemeinde Langenargen (Obere Seestraße 1, 88085 
Langenargen), Zimmer 28 während der allgemeinen Öffnungszei-
ten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus (Hinweis: Die allgemei-
nen Öffnungszeiten sind in der Regel von Montag bis Freitag von 
08.00 Uhr bis 12.00 Uhr sowie Mittwochmittag von 14.00 Uhr bis 
17.00 Uhr und Donnerstagmittag von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 
Beachten Sie bitte, dass das Rathaus während gesetzlicher Fei-
ertage geschlossen ist.) 
Ergänzend zur öffentlichen Auslegung kann der Entwurf mit Be-
gründung in der Fassung vom 05.11.2018 unter folgender Adresse 
im Internet eingesehen werden: 
https://www.langenargen.de/Home/Gemeinde+Langenargen/Ak-
tuelles.html 
Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung wird eine Umweltprü-
fung gem. § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt. Im Rahmen der Be-
gründung zum Entwurf wird ein Umweltbericht gem. § 2a Nr. 2 
BauGB dargelegt. 
Eine Umweltverträglichkeits-Prüfung im Sinne des Gesetzes zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist nicht erforderlich. 
Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar 
und werden mit ausgelegt: 
-  Umweltbericht der Bürogemeinschaft stadt-land-see in der Fas-

sung vom 05.11.2018 als Teil der Begründung mit Ausführungen 
zu folgenden Themen: Beschreibung der Vorgaben der Raum-
ordnung und anderen Planungen, die sich auf den Planbereich 
beziehen (Regionalplan; Natura 2000-Gebiete; Schutzgebiete und 
Biotope, Biotopverbund, gesetzliche Grundlagen und Vorgaben); 
Beschreibung der umweltrelevanten Schutzziele für den Flächen-
nutzungsplan aus einschlägigen Fachgesetzten und Fachpla-
nungen; Bestandsanalyse und Bewertung der Empfindlichkeit 
auf die Schutzgüter Boden, Wasser, Klima/Luft, Biotope/Flora/
Fauna, Landschaft sowie Landschafts- und Ortsbild, Mensch 
sowie Kultur- und sonstige Sachgüter; Ziele und Darstellungen 
des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Eriskirch; Bewer-
tung der zu erwartenden Umweltauswirkungen sowie möglicher 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen; Flächen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft; 
Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung; Darstellung des 
voraussichtlichen Ausgleichsbedarfes und möglicher Kompensa-
tionsmaßnahmen; Darstellung alternativer Planungsmöglichkei-
ten; Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei 
Genehmigung des neuen bzw. bei Beibehaltung des bisherigen 
Flächennutzungsplanes; Ziele und Darstellungen des Flächen-
nutzungsplanes der Gemeinde Kressbronn; Bewertung der zu 
erwartenden Umweltauswirkungen sowie möglicher Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen; Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft; Maßnahmen zur 
Vermeidung und Verringerung; Darstellung des voraussichtlichen 
Ausgleichsbedarfes und möglicher Kompensationsmaßnahmen; 
Darstellung alternativer Planungsmöglichkeiten; Prognose über 
die Entwicklung des Umweltzustandes bei Genehmigung des 

neuen bzw. bei Beibehaltung des bisherigen Flächennutzungs-
planes; Ziele und Darstellungen des Flächennutzungsplanes der 
Gemeinde Langenargen; Bewertung der zu erwartenden Umwel-
tauswirkungen sowie möglicher Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men; Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft; Maßnahmen zur Vermeidung und 
Verringerung; Darstellung des voraussichtlichen Ausgleichsbe-
darfes und möglicher Kompensationsmaßnahmen; Darstellung 
alternativer Planungsmöglichkeiten; Prognose über die Entwick-
lung des Umweltzustandes bei Genehmigung des neuen bzw. 
bei Beibehaltung des bisherigen Flächennutzungsplanes; Erläu-
terung der methodischen Vorgehensweise und Schwierigkeiten; 
Hinweise zur Umweltüberwachung (Monitoring) 

-  Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung 
nach § 4 Abs. 1 BauGB der Landesanstalt für Umwelt, Messun-
gen und Naturschutz Karlsruhe vom 18.01.2011 (Stellungnahme 
zur Umgebungslärmkartierung und zur Erstellung von Lärmkar-
ten), der Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz 
Baden-Württemberg, Institut für Seenforschung vom 24.02.2011 
(Stellungnahme zum Thema Uferbewertung des Bodensees), des 
Landesamtes für Geologie, Rohstoffe und Bergbau Freiburg i.Br. 
vom 24.03.2011 (Stellungnahme zu den Themen Boden, Minera-
lische Rohstoffe, Grundwasser, Bergbau und Geotopschutz), des 
Naturschutzbundes Langenargen vom 29.03.2011 (Stellungnah-
me zum Orts- und Landschaftsbild, zu Lärmimmissionen aus dem 
Schienenverkehr, zur Versiegelung durch die geplanten Wohn- und 
Gewerbebauflächen, zur Biotopvernetzung, zum Natur- und Land-
schaftsschutz, zu FFH-Gebieten, zur Verbesserung von Naher-
holung und Lebensqualität, zur Bewertung einzelner Bauflächen 
und zu bestehenden Grünzäsuren), der DB Services Immobilien 
GmbH Karlsruhe vom 30.03.2011 (Stellungnahme zu bestehen-
den Immissionen aus dem Bahnbetrieb), des Regionalverbandes 
Bodensee-Oberschwaben vom 31.03.2011 (Stellungnahme zu 
den besonderen Entwicklungsaufgaben des Bodenseeraumes, 
zu regionalen Grünzügen, zu schutzbedürftigen Bereichen für 
Natur und Landschaftspflege, zum Orts- und Landschaftsbild, 
zur Siedlungsentwicklung, zu schutzbedürftigen Bereichen für die 
Landwirtschaft, zu schutzbedürftigen Bereichen für die Forstwirt-
schaft sowie zum Flächenbedarf für Gewerbe und Wohnen), der 
IHK Bodensee-Oberschwaben vom 31.03.2011 (Stellungnahme 
zum gewerblichen Flächenbedarf und zum interkommunalen Ge-
werbegebiet), des Regierungspräsidiums Tübingen, Sachgebiet 
Raumordnung vom 06.04.2011 (Stellungnahme zum Flächen-
bedarf für Gewerbe und Wohnen, zu regionalen Grünzügen, zu 
schutzbedürftigen Bereichen für Natur und Landschaftspflege, 
zum Orts- und Landschaftsbild, zur Siedlungsentwicklung, zu 
schutzbedürftigen Bereichen für die Landwirtschaft, zu schutzbe-
dürftigen Bereichen für die Forstwirtschaft, zu wasserfachlichen 
und gewässerökologischen Belangen, zum Denkmalschutz, zur 
Forstwirtschaft, zur Wasserwirtschaft und zum Rohstoffabbau), 
des Regierungspräsidiums Tübingen, Sachgebiet Denkmalschutz 
vom 06.04.2011 (Stellungnahme zum Bodendenkmalschutz und 
Bau- und Kunstdenkmalschutz), des Regierungspräsidiums Tü-
bingen, Sachgebiet Straßenbau vom 06.04.2011 (Stellungnah-
me zu den Lärmimmissionen der B 31 und der L 334 sowie zum 
Lärmschutz), des Regierungspräsidiums Tübingen, Sachgebiet 
Bodenschutz vom 06.04.2011 (Stellungnahme zum Bodenschutz 
und zu den Bodenfunktionen), des Regierungspräsidiums Tübin-
gen, Sachgebiet Gewässer vom 06.04.2011 (Stellungnahme zu 
Gewässern und zum Bodenseeufer), des Regierungspräsidiums 
Tübingen, Sachgebiet Naturschutz vom 06.04.2011 (Stellung-
nahme zum Naturschutz, zur Bewertung der Bauflächen, zum 
Landschaftsverbrauch, zu Natura 2000-Gebieten (FFH und SPA), 
zu besonders geschützten Biotopen, zum Ausgleichsbedarf und 
zum Artenschutz), des Regierungspräsidiums Tübingen, Sachge-
biet Forst vom 06.04.2011 (Stellungnahme zu den Belangen des 
Forstes, zu Aufforstungsflächen und zu Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und Entwicklung von Boden Natur und Landschaft), des 
Regierungspräsidiums Tübingen, Denkmalpflege vom 18.04.2011 
(Stellungnahme zur Denkmalpflege, zu Kulturdenkmälern und zu 
Baudenkmälern), des Landratsamtes Bodenseekreis, Sachgebiet 
Natur- und Umweltschutz vom 18.04.2011 (Stellungnahme zum 
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Natur- und Landschaftsschutz, zu geschützten Biotopen, zu Ge-
wässern, zu Biotopvernetzungsfunktionen und zum Artenschutz), 
Landratsamtes Bodenseekreis, Landratsamt Bodenseekreis, 
Sachgebiet Wasser- und Bodenschutz vom 18.04.2011 (Stel-
lungnahme zum Wasser- und Bodenschutz, zum Straßenober-
flächenwasser, zu Abwasserpumpwerken, zu Regenüberlaufbe-
cken, zu Regenklärbecken, zur Niederschlagswasserbeseitigung, 
zu Oberflächengewässern, zu Überschwemmungsgebieten, zum 
Grundwasser, zu landwirtschaftlichen Sonderkulturen, zum Um-
fang der Flächenausweisungen, zu Flächen für Kompensations-
maßnahmen und zu Altlasten), des Landratsamtes Bodenseekreis, 
Sachgebiet Forstwirtschaft vom 18.04.2011 (Stellungnahme zu 
den Belangen der Forstwirtschaft und zu den Funktionen des 
Waldes), des Landratsamtes Bodenseekreis, Sachgebiet Land-
wirtschaft vom 18.04.2011 (Stellungnahme zu den Belangen der 
Landwirtschaft und zum Flächenbedarf für Wohnen und Gewer-
be), des Landratsamtes Bodenseekreis, Sachgebiet Natur- und 
Landschaftsschutz vom 18.04.2011 (Stellungnahme zum Natur- 
und Landschaftsschutz), des Landratsamtes Bodenseekreis, 
Sachgebiet Immissionsschutz vom 18.04.2011 (Stellungnahme 
zu den Verkehrslärmimmissionen), des Landratsamtes Boden-
seekreis, Sachgebiet Planungsrecht vom 18.04.2011 (Stellung-
nahme zum Uferbereich des Bodensees und zum Flächenbedarf 
für Wohnen und Gewerbe), des Landratsamtes Bodenseekreis, 
Sachgebiet Abfallrecht vom 18.04.2011 (Stellungnahme zu den 
abfallrechtlichen Belangen), des Landratsamtes Bodenseekreis 
Sachgebiet Bodenschutz vom 17.05.2011 (Stellungnahme zum 
Landschaftsschutzgebiet Württembergisches Bodenseeufer), des 
Regionalverbandes Bodensee-Oberschwaben vom 08.08.2012 
(Stellungnahme zu regionalen Grünzügen und zum Orts- und 
Landschaftsbild), des Landratsamtes Bodenseekreis, Amt für 
Kreisentwicklung und Baurecht vom 29.08.2012 (Stellungnahme 
zum Regionalplan Bodensee-Oberschwaben, zum Natur- und 
Landschaftsschutz, zu FFH-Gebieten, zum Wasser- und Boden-
schutz der Oberflächengewässer, zu den Belangen der Landwirt-
schaft), des Regierungspräsidiums Tübingen, Sachgebiet Rau-
mordnung und Bauleitplanung vom 06.09.2012 (Stellungnahme 
zur Raumordnung, zum Denkmalschutz, zum Hochwasserschutz 
und zum Naturschutz) 

-  Stellungnahmen im Rahmen der förmlichen Behördenbeteili-
gung nach § 4 Abs. 2 BauGB mit umweltbezogenen Stellung-
nahmen des Regierungspräsidiums Tübingen vom 13.04.2018 
(Stellungnahme zur sparsamen und schonenden Flächeninan-
spruchnahme, zu raumordnerischen Zielvorgaben, zur fehlen-
den kartographischen Darstellung vorhandener und geplanten 
Naturschutzgebiete im Flächennutzungsplan, zu den Belan-
gen des Artenschutzes, zur möglichen Betroffenheit von Natura 
2000-Gebieten (FFH und SPA), zur Veraltung zitierter Normen im 
Umweltbericht, zu forstlichen Belangen, zu Belangen des Boden- 
und Wasserschutzes), des Landesamtes für Denkmalpflege im 
Regierungspräsidium Stuttgart vom 11.04.2017 (Stellungnahme 
zu Belangen der Denkmalpflege), des Regionalverbandes Bo-
densee-Oberschwaben, Ravensburg vom 21.04.2017 (Stellung-
nahme zu raumordnerischen Zielvorgaben), des Landratsamtes 
Bodenseekreis, Friedrichshafen vom 08.05.2017 (Stellungnahme 
zu Belangen des Natur- und Landschaftsschutzes, zur Alter-
nativenprüfung, zu raumordnerischen Zielvorgaben, zur mögli-
chen Betroffenheit von Natura 2000-Gebieten (FFH und SPA), 
zu den Belangen des Artenschutzes, zur Einhaltung von Ge-
wässerrandstreifen, zum Umgang mit Altlasten, zu Belangen der 
Forstwirtschaft, zum Umweltbericht mit Stand vom 30.10.2015, 
zu Belangen des Planungsrechts, zu Belangen des Wasser- und 
Bodenschutzes, zu Belangen der Landwirtschaft) 

-  Stellungnahmen im Rahmen der förmlichen Auslegung nach § 3 
Abs. 2 BauGB mit umweltbezogenen Stellungnahmen vom Na-
turschutzbund Deutschland (NABU), Gruppe Langenargen vom 
14.05.2017 (Stellungnahme zu raumordnerischen Zielvorgaben, 
zum fehlenden Leitbild und der hieraus resultierenden mangeln-
den Lenkung geplanter Maßnahmen, zu fehlenden Planungsal-
ternativen, zur Biotopvernetzung, zu Belangen des Artenschutzes 
(insbesondere dem Rückgang von Offenland-/Feldvogelarten 
und der Berücksichtigung von artenschutzrelevanten Vogel- und 

Fledermauspopulationen), zur Vermeidung und Minimierung ne-
gativer Auswirkungen, zu Mängeln bei der Durchführung des 
Planungs- und Beteiligungsverfahrens, zu nachteiligen Auswir-
kungen im vorlie- genden FNP-Entwurf), des Bundes für Umwelt 
und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND), Ortsgruppe Kress-
bronn vom 20.04.2017 (Stellungnahme zum Biotopverbund, zu 
den Grundsätzen der Raumplanung, zu Belangen des Natur- und 
Landschaftsschutzes, zu Verkehrsflächen, zu raumordnerischen 
Zielvorgaben, zur Erhaltung des Seehags) 

-  Touristisches Zukunftskonzept zur Analyse von Angebot und 
Nachfrage der Gemeinden Eriskirch, Kressbronn a. B. und Lan-
genargen von 2016 von Hrn. Prof. Dr. Heinrich Lang und Hrn. 
Bertram Dorner 

-  Hotelstandortprüfung verschiedener Standorte der Gemeinde 
Kressbronn vom Mai 2016 von Hrn. Prof. Dr. Heinrich Lang und 
Hrn. Bertram Dorner 

-  Verkehrsuntersuchung zur Aktualisierung des Verkehrsentwick-
lungsplanes der Gemeinde Kressbronn a. B. vom März 2008 des 
Büros MODUS-Consult 

-  Hochwassergefahrenkarten der LUBW für die Gemeinden Eris-
kirch, Kressbronn a. B. und Langenargen vom 07.05.2015 

-  FFH-Verträglichkeitsvorprüfung der Bürogemeinschaft stadt-
land-see vom 26.10.2017 zur Darstellung des Parkplatzes Strand-
bad Kressbronn im Flächennutzungsplan und der Beurteilung ei-
ner möglichen Beeinträchtigung vorkommender Amphibienarten 
durch die Befestigung des Parkplatzes mit Schotterrasen 

Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich 
oder mündlich abgegeben werden. Stellungnahmen, die nicht 
rechtzeitig abgegeben worden sind, können gem. § 3 Abs. 2 
BauGB bzw. § 4a Abs. 6 BauGB bei der Beschlussfassung über 
den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. 
Eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 des Um-
welt-Rechtsbehelfsgesetztes ist in einem Rechtsbehelfsverfahren 
nach § 7 Abs. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen 
Einwendungen ausgeschlossen, die sie im Rahmen der Ausle-
gungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber 
hätte geltend machen können. 
Parallel mit der Auslegung findet die Einholung der Stellungnah-
men der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB auf Grund von § 4a Abs. 2 BauGB statt. 
Da es sich um eine erneute Auslegung des Entwurfes handelt 
wird gem. § 4a Abs. 3 BauGB bestimmt, dass Stellungnahmen 
der Öffentlichkeit nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen 
des Planes abgegeben werden können. Diese sind im Einzelnen: 
-  Herausnahme der Gemeinbedarfsfläche Waldkindergarten in 

Lagenargen 
-  Verschiebung der Gemeinbedarfsfläche „Lagerfläche“ in Lan-

genargen zum bereits bestehenden Bauhof im Osten des Ge-
meindegebietes 

-  Streichung der Wohnbaufläche GK6L nördlich des „Mooser 
Wegs“ 

-  Aufnahme von zusätzlichen 16,83 ha gewerbliche Baufläche in 
Kressbronn (GK1K) und damit Reduzierung der bisher in die-
sem Bereich dargestellten Gemeinbedarfsfläche „Lagerfläche“ 

-  Redaktionelle Ergänzung des geplanten Naturschutzgebietes 
Schussenmündung 

-  Redaktionelle Ergänzung des geplanten Landschaftsschutzge-
bietes Tettnanger Wald 

- Anpassung der Ausgleichsflächen L 7 und L 13 in Langenargen 
- Aufnahme eines Vermerks zur Verbindungstrasse in Eriskirch 
- Aktualisierung der Rechtsgrundlagen 
- Änderungen und Ergänzungen bei der Begründung 
- Redaktionelle Anpassungen 
Kressbronn, den 29.04.2019 
gez. 
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Montfort Bote v. 19.04.2019 – amtlicher Teil, Gemeindenachrichten  
 
Per Mail: presse@langenargen.de   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Schneider, 
 
wir bitten um Veröffentlichung der Anzeige.  
 

 
Zur Eröffnung der Ausstellung  

 

"MEER und MEHR“ 
Malerei von Andrea Franziska Schott 

 
am Donnerstag, 25. April 2019,  

18.00 Uhr, im Rathaus,  
Eingangshalle, Obere Seestraße 1,  

 
laden wir Sie und  

Ihre interessierten Freunde sehr herzlich ein.  
 
 
 
 
 

Achim Krafft Andrea Franziska Schott  
 Bürgermeister  
 
 

Ausstellungsdauer: 25. April – 29. Mai 2019  
Öffnungszeiten: Montag - Freitag 8:00 – 12:30 Uhr, Mittwoch 14:00 – 17:00 Uhr, 

Donnerstag 14:00 – 18:00 Uhr  

Achim Krafft 
Verbandsvorsitzender 
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Gemeindenachrichten
Einladung 
Nach der Fertigstellung der gemeinsamen Maßnahmen von Spital, 
katholischer- und weltlicher Gemeinde findet am 
Sonntag, 12. Mai 2019, 11:30 Uhr,  
die Übergabe der Außenanlage an der Pfarrkirche St. Martin bzw. 
am Hospital zum Heiligen Geist und die Weihe durch Herrn Pfar-
rer Ulrich Steck sowie eine Ansprache durch Herrn Bürgermeister 
Achim Krafft statt. 
  

  
Die Übergabe klingt mit einem Stehimbiss und guten Gesprä-
chen aus. 
Über Ihre Teilnahme würden wir uns sehr freuen. 

Es grüßen Sie 
Ihr 

 Ulrich Steck Achim Krafft 
 Pfarrer Bürgermeister 

Terminhinweis: „Weihung des Dorfplatzes in Ober-
dorf und Tag der offenen Tür des neuen Verwal-
tungszentrums“  
Am Sonntag, 19. Mai 2019 um 09:00 Uhr, findet nach einem 
Gottesdienst die Weihung und Übergabe des neuen Dorfplatzes 
in Oberdorf und der Tag der offenen Tür des neuen Verwaltungs-
zentrums des Gemeindeverwaltungsverbands Eriskirch, Kress-
bronn a. B., Langenargen bis ca. 16:30 Uhr statt. 
Die interessierte Bevölkerung wird zur Veranstaltung recht herz-
lich eingeladen. 

Verwaltungszentrum des Gemeindeverwaltungsverbands

Dorfplatz

Baumaßnahmen in Langenargen 

Das öffentliche WC an der Malerecke. 
Bilder: Gemeinde Langenargen

Kanalsanierung mit dem sogenannten Inliner-Verfahren.

Der Außenbereich des Strandbads.
 

Infopunkt und Gästeinformation auf der Schlossgarage.
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Ersatzpflanzungen im Bereich „Höhe“.

Aufstellen von Insektenhotels.
 

WC am Hospital.

Big Band Langenargen  
feiert 20. Geburtstag mit Konzert 
Die Big Band der Musikschule Langenargen lädt am Samstag, 
18. Mai um 20 Uhr zu ihrem Jubiläumskonzert in den Münzhof 
Langenargen ein. Unter dem Motto „Groß und Klein“ eröffnet das 
Konzert die „Blueberry Cheesecake Big Band LA“ unter der Lei-
tung von Michael T. Otto. Die jungen Talente im Alter zwischen 
13 und 19 Jahren der Jugend-Big-Band spielen mit großer Be-
geisterung und Freude Jazz, Swing, Rock und Popmusik in der 
originalen Big-Band-Besetzung. Auch an Solisten und einer Sän-
gerin mangelt es den Newcomern nicht. 
Danach übernimmt die Big Band Langenargen mit ihrem Jubilä-
umsprogramm. 1999 gegründet, ist die Big Band Langenargen 
längst den Kinderschuhen entwachsen. Bandleader und Trompe-
ter Michael T. Otto hat die Hobbymusiker aus der Bodenseeregion 
zu einem kompakten Klangkörper geformt und das Zusammen-
spiel perfektioniert. So dürfen die Freunde und Fans des Jazz 
und der Big-Band-Musik auf altbekannte Erkennungsmelodien 
der Big Band Langenargen wie zum Beispiel „Hay Burner“ von 
Sammy Nestico sowie auch bekannte Swingklassiker, Filmmusik, 
Blues und Balladen gespannt sein. 
Der Eintritt ist frei, um Spenden nach dem Konzert wird gebeten. 
Der Einlass ist ab 19.30 Uhr. Weitere Infos unter: www.bigband-la. 

Die Big Band Langenargen, hier mit Sängerin Sonja Zuber, ist längt 
den Kinderschuhen entwachsen und feiert den 20. Geburtstag 
nun mit einem Konzert. Bild: Michael Otto

Ende des Amtlichen Teils


